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uach n bet Beſtreitung diefer Koſten als eine Verbindlichkeit der Gemeinden 
) i erklärt wurde, keine Folge zu geben befunden. 
Mittheilungen aus der Praxis. „Denn nach dem Hofkanzleidecrete vom 13. April 1845, Zahl 


Leichenkammern ſind auf Koſten der Gemeinden zu errichten und zu erhalten 12427 (Prov. ⸗Geſ.⸗Samml. Nr. 155) ſind Leichenkammern als en. 
und können auf dieſelben die Concurrenzvorſchriften für Friedhofsbaulichkeiten locale Sanitäts-Bolizei-Maßregel zu behandeln, daher die Koſten für 
nicht angewendet werden. a künftige Errichtung derſelben, ſowie für die Erhaltung der beſtehenden, 

In dem Falle vorzunehmender Ergänzungswahlen für die Handels⸗ und Ge⸗ inwiefern nicht durch Privatverträge oder Uebereinkommen etwas ande⸗ 
werbekammer hat die Präſidiumswahl erft nach Neuconſtituirung der er- res feſtgeſetzt worden iſt, aus den für derlei Maßregeln beſtimmten 
1 5 Kammer zu geſchehen. Zu den 88 6 und 13 des Handelskammer⸗ | Fonds zu beſtreiten. Ferner iſt gemäß 8. 3 lt. d des Geſetzes vom 

Die von der Behörde wegen Rotzkrankheit angeordneten periodiſchen ärztlichen 30. April 1870, R. G. Bl. Nr. 68 die Errichtung und Inſtand⸗ 
Unterſuchungen find offieioſe Commiſſionen und kommen nach $ 39 der haltung der Leichenkammern eine Angelegenheit der dem ſelbſtſtändigen 
Thierſeuchenvorſchrift aus dem Staatsſchatze zu beſtreiten. | Wirkungskreiſe der Gemeinden durch die Gemeindegefetze zugewieſenen 

Da die 1 Euch 1 0 in 55 ear e Depaklum Geſundheitspolzei. 
ein privatrechtliches Vertragsverhältniß zwiſchen dem Erleger der Caution Im Hinblicke auf dieſe geſetzlichen Beſtimmungen unterliegt es 
17 9 — 6. B. anf Beikrenemeftihne, Erfassung . e ver keinem Zweifel, daß die Leichenkammern auf Koſten der Gemeinden 
den Verwaltungsbehörden, Hondern vor den Gerichten auszutragen. Zum zu errichten und zu erhalten find und daß auf dieſelben die in dem 
Hofd. vom 14. März 1806, Nr. 475 J. G. S.; Gef. vom 15. März Hofkanzleidecrete vom 20. October 1825, 3. 28457 (Proviſ. Geſ.⸗ 
en 1 1 8 05 15 "ie Ba. Ce Sammlung Nr. 181) enthaltenen Concurrenzvorſchriften für Friedhofs- 

5 Vertheilen von Druckſchriften außer er hiez 1 a eſtimmten lichkeite i . 5 
0 Localititen (8 23 De neiehea vom 17. Beentber 119690 f 125 wenn Ae ER ee. 


es nicht gewerbsmäßig geschieht, eine llebertretung. Der von den recurrirenden Gemeinden. hervorgehobene Umſtand, 

Nach dem Wortlaute und Sinne des 8 22 des Preßgeſetzes dürfen auch ſolche daß laut Gedenkbuches den 5 er Localie die Todtenwärterswohnung 

periodiſche Druckſchriften, von welchen ein ſtrafgerichtliches, wegen des Inhaltes auf Koſten des Religionsfondes, welcher ſeit dem Jahre 1836 Patron 

einer periodiſchen Druckſchrift ergangenes Erkenntniß freiwillig (8 22, 3. der H. .. er Kirche iſt, errichtet wurden, vermag bei dem Beſtande 

Abſatz veröffentlicht wird, in dasſelbe Blatt oder Heſt, in welchem der des citirten Hofkanzleidecretes vom 13. April 1845 die Pflicht des 

enen zu noch Bemerkungen üder den Inhalt der Religionsfondes zur Inſtandhaltung der Leichenkammer in H. nicht 
No 5 u begründen. 5 8 

Pepp a | Ebenſowenig kann aus dem von den recurrirenden Gemeinden 

Erle dag geltend gemachten Umſtande, daß im Jahre 1859 bei der Reparatur 

der Todtengräberwohnung die Koſten für Profeſſioniſtenarbeiten und 

— ä— — Materialien, gleich jenen an der Kirche, aus dem Religionsfonde be⸗ 

ſtritten worden ſind, die rechtliche Verbindlichkeit des Religionsfondes 

Mittheilungen uns der Praxis. zur künftigen Beſtreitung dieſer Koſten hergeleitet werden, nachdem die 

damalige Uebernahme der Baukoſten auf den Religionsfond nicht auf 

— Grund eines Privatvertrages oder eines Uebereinkommens erfolgt iſt, 

Leichenkammern find auf Koſten der Gemeinden zu errichten und ſondern eine freiwillige Leiſtung war, aus welcher die recurrirenden 

zu erhalten und können auf diefelben die Concurrenzvorſchriften Gemeinden keinen rechtlichen Anſpruch gegen den Religionsfond als 


für Friedhofsbaulichkeiten nicht angewendet werden. Kirchenpatron begründen, und wegen welcher ſie der geſetzlich den Ge⸗ 
Das k. k. Miniſterium des Innern hat im Einvernehmen mit meinden obliegenden Verpflichtung zur Erhaltung von Leichenkammern 
dem k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht ddo. 19. December | als Local-Sanitätsanftalten ſich nicht entſchlagen können“. Kl. 
1876, 3. 14675 dem Miniſterialrecurſe der nach H. eingepfarrten | — — 
Gemeinden gegen die Statthalterer⸗Entſcheidung vom 1. Mai 1876, In dem Falle vorzunehmender Ergänzungswahlen für die Han— 
mit welcher das Erkenntuiß der Bezirkshauptmannſchaft in T. vom dels⸗ und Gewerbekammer hat die Präſidiumswahl erſt nach 
27. März 1876, inſoweit in demſelben die Beſtreitung der mit Neuconſtituirung der ergänzten Kammer zu geſchehen. Zu den 
20 fl. 20 kr. veranſchlagten Profeſſioniſten⸗ und Materialkoſten bei §§ 6 und 13 des Handelskammergeſetzes. 
den Herſtellungen an der Leichenkammer in H. dem Religionsſonde als Das k. k. Handelsminiſterium hat unterm 28. Februar 1875, 
Patron der H. . Her Kirche auferlegt worden iſt, behoben und die Zahl 5583 über eine an die böhmiſche Statthalterei gelangte und von 


dieſer an dasſelbe geleitete diesbezügliche Anfrage der Handels» 
Gewerbekammer in P., Nachſtehendes eröffnet: 

„Die Wahl des Präſidiums hat die vorausgegangene Conſti⸗ 
tuirung der Handels- und Gewerbekammern zur Vorbedingung. Dies 
gilt nicht bloß für den Fall einer Neuwahl, ſondern auch für jenen 
einer Ergänzungswahl und bezieht ſich der Eingang des $ 13 des Ge⸗ 
ſetzes vom 29. Juli 1868 auf beide Fälle, während der weitere In⸗ 
halt des Alin. 1 des citivten Paragraphen jene Jahre, beziehungs⸗ 
weiſe jene erſten Sitzungen der Handels- und Gewerbekammern in den 
Jahren im Auge hat, in welchen weder eine Neuwahl, noch Ergänzungs⸗ 
wahlen für die Handels- und Gewerbekammern ſtattfinden. 

Im Hinblicke auf den im Grunde des § 6 Alin. 1 des Handels⸗ 
kammergeſetzes gefaßten Beſchluß der genannten Handels- und Gewerbe⸗ 
kammer vom 29. December 1874 erſcheint dieſelbe derzeit nicht voll⸗ 
ſtändig conftituirt. 

Es wird die Wahl des Präſidiums ſonach jener erſten Plenar⸗ 
ſitzung aufzubehalten ſein, welche nach geſchehener Durchführung der 
Ergänzungswahlen der Handels- und Gewerbekammern einberufen werden 
wird und haben die derzeitigen Vorſteher der Handelskammer mit 
Rückſicht auf den Schlußpaſſus des § 13 des Handelskammergeſetzes 
weiter zu ſungiren, bis die Beſtätigung einer Neuwahl oder der Wieder⸗ 
wahl der Functionäre von Seite des Handelsminiſteriums erfolgt jein 
wird.“ v. W 


Die von der Behörde wegen Rotzkrankheit angeordneten periodi⸗ 

ſchen ärztlichen Unterſuchungen ſind officioſe Commiſſionen und 

kommen nach $ 32 der Thierſeuchenvorfchrift aus dem Staats⸗ 
ſchatze zu beſtreiten ). 

Mit dem Erkenntniſſe der Bezirkshauptmannſchaft B. vom Aten 
September 1875 wurde Karl Z. wegen Verwendung der wegen Rotz⸗ 
verdacht in Contumaz gegebenen Pferde beim Ackern zu einer Geld⸗ 
ſtrafe von 10 fl. und mit dem Erkenntniſſe derſelben Behörde ddo. 
16. September 1875 wegen unterlaſſener Desinfection der Stallung 
zu einer Geldſtrafe von 20 fl. nach der Miniſt.⸗Verordnung vom 30. 
September 1857, R. G. Bl. Nr. 198 verurtheilt. 

Die vom Med. Dr. R. anläßlich der von der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft angeordneten Nachſchau wegen der rotzkranken Pferde des Karl 
3. in B. vorgelegte Diäten⸗ und Reiſekoſtenliquidation für die Monate 
September und October 1875 wurde mit dem Erlaſſe der böhmiſchen 
Statthalterei ddo. 31. December 1875 mit 37 fl. 54 kr. und jene 
für die Monate Jänner, Februar und März 1876 mit dem Erlaſſe 
vom 17. Juni 1876 mit 55 fl. 50 kr. und zwar mit dem Bemerken 
adjuſtirt, daß dieſe Beträge von der ſchuldtragenden Partei, nämlich 
von Karl Z., zu Handen des Liquidanten einzuheben find. 

Karl Z. hat bei der Statthalterei um Nachſicht des Erſatzes 
dieſer Commiſſionskoſten angeſucht, welchem Geſuche aber bei dem Um⸗ 
ſtande, „als dem Z. die Nichtbefolgung der in der betreffenden Seu⸗ 
chenangelegenheit ertheilten ämtlichen Anordnungen zur Laſt falle“, 
keine Folge gegeben wurde. 

3. legte hierauf dem Miniſterium des Innern ein Gnadenge⸗ 
ſuch vor. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 5. November 1876, 
8. 12375 entſchieden: „Anläßlich des Gnadengeſuches des Karl Z., 
Hofpächters in B. um Befreiung von der ihm mit den Entſcheidungen 
der k. k. Statthalterei vom 31. December 1875 und 17. Juni 1876 
auferlegten Berichtigung der Commiſſionskoſten per 37 fl. 54 kr. und 
55 fl. 50 kr. für die vom Med. Dr. R. über behördlichen Auftrag 
gepflogenen periodiſchen ärztlichen Unterſuchungen der rotzverdächtigen 
Pferde des Karl Z. — findet das Miniſterium dieſe beiden Statt⸗ 
halterei⸗Entſcheidungen von Amtswegen zu beheben und zu erkennen, daß 
dieſe Commiſſionskoſten im Sinne des § 39 des Thierſeuchen⸗Unter⸗ 
richtes vom 6. December 1859, Zahl 32592 und mit Rückſicht auf 
die erfolgten Abſtraſungen des Bittſtellers wegen der ihm zur Laſt ge⸗ 
fallenen Uebertretungen aus dem Staatsſchatze zu beſtreiten un 


) M. vergl. die Entſcheidung in Nr. 20 auf S. 79 des Jahrg. 1872 
dieſer Zeitſchr. 
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und Da die Uebernahme einer Jagdpachtraution in das ſteuerämtliche 


Depoſttum ein privatrechtliches Vertragsverhältniß zwiſchen dem 

Erleger der Caution und dem Staate begründet, ſo ſind die daraus 

entſtehenden Streitigkeiten gegen das Aerar (3. B. auf Vertrags⸗ 

erfüllung, Erfatzleiſtung ꝛc.) nicht vor den Verwaltungsbehörden, 

fondern vor den Gerichten auszutragen. Zum Hofd. vom 1. 

März 1806, Nr. 475 J. G. S.; Geſ. vom 15. März 1852, 
Nr. 257 R. G. Bl. 


Anläßlich der Pachtung der Jagdgerechtſame in der Gemeinde 
Zwiſchenwäſſern im J. 1855 erlegte Werner G. eine Caution von 
35 fl. C. M. bei dem k. k. Steueramte in Laibach welches dieſen 
Betrag ad depositum nahm. Nach Ablauf der Pachtzeit ſchritt er im 
Jahre 1873 um Ausfolgung der Caution ein, welche ihm von der k. 
k. Bezirkshauptmannſchaft mit Beſcheid vom 29. Mai 1873, 3. 3704 
vorbehaltlos bewilligt wurde. Als er jedoch mit der von der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft in Laibach vidirten Empfangsbeſtätigung den Betrag 
erheben wollte, ward ihm vom Steueramte die Ausfolgung verweigert 
worauſ er ſich nun an die Finanzdirection wendete, welche ihm bedeu- 
tete, daß laut Finanzminiſterialerlaſſe vom 31. Jänner 1874 bezüglich 
der von dem Steuereinnehmer Joſeph P. veruntreuten Gelder aus der 
politiſchen und Bau⸗Depoſitencaſſe dem Aerar eine Haftung nicht obliegt 
und die Parteien auf die ſeinerzeit von dem Schuldtragenden hereinzu- 
bringenden Erſatzmittel zu verweiſen ſind. Werner G. ſchloß aus dieſer 
Erledigung, daß auch die von ihm gelegte Caution durch den Steuer⸗ 
einnehmer P. defraudirt worden ſei. Er überreichte nun gegen das 
Aerar die Klage de praes. 15. Nov. 1874, Z. 7543 auf Heraus⸗ 
gabe der in Verwahrung genommenen Caution oder Erſatz des gleichen 
Betrages pr. 35 fl. C. M. oder 36 fl. 75 kr. ö. W. ſammt 6 PCt. 
Zinſen vom Klagezuſtellungstage. Die Finanzprocuratur in Vertretung 
des Aerars beſtritt nicht, daß der Steuereinnehmer P. die Caution ver⸗ 
untreut habe, wohl aber das Recht des Klägers, von dem Aerar diesfalls 
einen Erſatz und insbeſondere im gerichtlichen Wege zu fordern. Die 
Caution ſei in Folge eines adminiſtrativen Geſetzes erlegt worden; es 
beſtehe zwiſchen dem Aerar und dem Gegner keinerlei privatrechtliches 
Vertragsverhältniß; es ſei ein Vertrag überhaupt nicht vorhanden; nach 
den beſtehenden Vorſchriſten ſtehe nur der politiſchen Behörde die 
Beurtheilung und Entſcheidung zu, ob die Bedingungen zur Ausfolgung 
eines ſolchen Erlages vorhanden ſeien. 

Das k. k. Landesgericht in Laibach gab der von der k. k. Finanz 
procuratur vorgebrachten Einwendung der Incompetenz Folge und er⸗ 
kannte, daß Kläger die aufgelaufenen Gerichtskoſten zu vergüten habe 
in der Erwägung, daß im vorliegenden Rechtsſtreite von einer civil⸗ 
rechtlichen Haftung des Staates für die vom k. k. Steuereinnehmer 
Joſeph P. deſraudirte Caution deßhalb keine Rede fein kann, weil 
Kläger durch deren allfälligen Erlag in kein civilrechtliches Verhältniß 
mit dem Staate getreten iſt, ſondern ſolche nur für die pünktliche Zu⸗ 
haltung der Jagdpachtbedingniſſe von der k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
in Laibach, ſomit in Folge einer Adminiſtrativmaßregel eingefordert 
und in Empfang genommen wurde; weil hiedurch zwiſchen dem Erleger 
und dem Staate kein Verwahrungsvertrag zu Stande kam, zufolge 
welchem Erſterer die Beſtimmungen des allg. bürgerl. Geſetzbuches für 
ſich in Anſpruch nehmen könnte, ſondern ihm nur das Recht vorbe⸗ 
halten bleiben muß, gegen die verweigerte Ausfolgung ſeiner Caution 
die Beſchwerde bei der höheren Verwaltungs- oder Finanzbehörde anzu⸗ 
bringen; weil die Haftung des Staates nur für die bei ihm erlegten 
gerichtlichen Depoſiten geſetzlich ausgeſprochen iſt und die Geltendmachung 
von Anſprüchen aller Art wider öffentliche Beamte aus ihren Amts⸗ 
handlungen mit Ausnahme der richterlichen Beamten nach dem Hof⸗ 
decrete vom 14. März 1806, Z. 758 J. G. S. den politiſchen und 
Finanzbehörden zugewieſen iſt; in Erwägung, daß es nur den politiſchen 
Behörden zuſtehen kann, zu ermeſſen, ob diejenigen Bedingungen erfüllt 
ſeien, welche die Freilaſſung und Ausfolgung einer bei ihnen erlegten 
Caution zur Folge haben und in gleicher Weife es in dem Wirkungs⸗ 
kreis der betreffenden Finanzbehörden gelegen iſt, den ihnen unterge⸗ 
ordneten Steuerämtern Weiſungen zu ertheilen, wann ſie ein ihnen über⸗ 
gebenes Depoſttum und unter welchen Cautelen auszufolgen haben; in 
Erwägung endlich, daß das k. k. Finanzminiſterium durch den allegirten 
Erlaß vom 31. Jänner 1874 ſeine Competenz, in vorliegender Sache 
zu entſcheiden, ausdrücklich anerkannt hat. 

Das k. k. Oberlandesgericht in Graz gab dem Recurſe des Klägers 
Folge, behob mit dem Beifügen, daß bei der Anſicht des Landes⸗ 
gerichtes, nach welcher hier eine abſolute gerichtliche Unzuſtändigkeit 


vorliegen fol, die Entſcheidung nicht in die Form der Stattgebung der 
Incompetenz⸗Einwendung zu kleiden, ſondern nach § 48 der J. N. 
die Verhandlung von Amts wegen als ungiltig aufzuheben geweſen 
wäre, den angefochtenen erſtrichterlichen Beſcheid und trug der erſten 
Inſtanz auf, in der Hauptſache zu erkennen: in der Erwägung, daß 
es ſich vorliegend um die Entſcheidung handelt, ob durch die ſteuer⸗ 
ämtliche Verwahrungsübernahme der klägeriſchen Jagdpachtcaution 
zwiſchen der Staatsverwaltung und dem Kläger ein Vertragsverhältniß 
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namhafte Menge Exemplare einer Druckſchrift, enthaltend die Auf— 
forderung zur Beſtellung der Zeitſchrift „Monica und Schutzengel“, 
mit einer gleichfalls gedruckten Beilage über die Verlagsartikel des 
katholiſchen Erziehungsvereines in Baiern, unter die Schüler mit der 
Aufforderung vertheilte, ihre Eltern zur Beſtellung der angekündigten 
Blätter oder Bücher zu vermögen“. In beiden Fällen lag daher in 
thatſächlicher Beziehung erwieſen vor, daß die Angeklagten Druckſchriften 
vertheilt hatten, und daß die Vertheilung außerhalb der hiezu ord⸗ 


begründet wurde, und ob im bejahenden Falle die Staatsverwaltung nungsmäßig beſtimmten Localitäten geſchehen war. Auf Berufung der 
gehalten ſei, den Vertrag zu erfüllen, eventuell bei den obwaltenden | Verurtheilten hat das Landesgericht auf Grundlage desſelben Thatbe- 


Verhältniſſen Schadenerſatz zu leiſten; in Erwägung, daß die Ent⸗ 
ſcheidung über den Beſtand von Verträgen und über die hieraus her⸗ 
vorgehenden Rechtsfolgen als die Entſcheidung über rein privatrecht⸗ 
liche Fragen der gerichtlichen Zuſtändigkeit unterliegt, inſoferne bezüg⸗ 
lich einzelner Anſprüche gegen den Staat, wie z. B. über Erſatzan⸗ 
ſprüche wegen Kriegsſchäden, nicht geſetzliche Ausnahmsbeſtimmungen 
beſtehen, daß aber rückſichtlich von Anſprüchen, wie es der vorliegende 
iſt, eine ſolche geſetzliche Ausnahme nicht begründet ſcheint; in der 
Erwägung, daß insbeſondere das von der erſten Inſtanz angewendete 
Hoſdecret vom 14. März 1806, 3 758 J. G. S. hier keine Anwendung 
findet, weil es ſich hier nicht um einen Anſpruch gegen einen öffent⸗ 
lichen Beamten aus ſeinen Amtshandlungen, ſondern um einen An⸗ 
ſpruch gegen den Staat aus der Uebernahme eines politiſchen Depo⸗ 
ſitums, daher um einen außerhalb des Rahmens des gedachten Hof⸗ 
decretes ſtehenden Anſpruch handelt; in der Erwägung, daß demnach 
im gegenwärtigen Falle die gerichtliche Zuſtändigkeit begründet erſcheint, 
daß ferner der Ausſpruch über die Proceßkoſten im Sinne des Geſetzes 
vom 16. Mai 1874, 3. 69 R. G. Bl. der Endentſcheidung vorbe⸗ 
halten bleiben muß. 

In dem gegen die obergerichtliche Entſcheidung eingebrachten 
Reviſionsrecurſe wiederholt die k. k. Finanzprocuratur die in der Streit⸗ 
verhandlung erwähnten Einwendungen mit Beruſung auf das Geſetz 
vom 15. December 1852, 3. 257 R. G. Bl. Kläger hätte auch 
vorerſt den Inſtanzenzug im politiſchen Wege verfolgen ſollen. Wie 
könne der Richter den Gegenſtand an ſich ziehen, bevor die politiſche 
Behörde ihren Ausſpruch gethan? 

Allein der k. k. oberſte Gerichtshof beſtätigte mit Entſcheidung 
vom 3. October 1876, Z. 9989 die oberlandesgerichtliche Verordnung 
mit Feſthaltung der der Sachlage und dem Geſetze entſprechenden Be⸗ 
gründung derſelben. Ger.⸗Ztg. 


Das Vertheilen von Druckſchriften außerhalb der hiezu ordnungs⸗ 

mäßig beſtimmten Localitäten ($ 22 Preßgeſetzes vom 17. De⸗ 

cember 1862) iſt, auch wenn es nicht gewerbsmäßig geſchieht, eine 
Uebertretung. 


Der erſte Abſatz des $ 23 des Preßgeſetzes vom 17. December 
1862, lautend: „Das Feilbieten von Druckſchriften außerhalb der hiezu 
ordnungsmäßig beſtimmten Localitäten iſt verboten“, war von den k. k. 
Gerichten in Tirol auf verſchiedene Weiſe ausgelegt und angewendet 
worden. Dies veranlaßte die k. k. Generalprocuratur, eine Nichtig keits⸗ 
beſchwerde zur Wahrung des Ge etzes einzubringen, welche bei dem 
k. k. Caſſationshofe am 14. September 1876 zur öffentlichen Ver⸗ 
handlung gelangte. Nach dem Vortrage des Berichterſtatters begründete 
der Generalprocurator die Nichtigkeitsbeſchwerde wie folgt: „Das 
Landesgericht in Innsbruck als Berufungsinſtanz hat zwei bezirksge⸗ 
richtliche Urtheile, welche Verurtheilungen wegen der Uebertretung des 
8 23 P. ©. enthielten, abgeändert. Das eine dieſer Urtheile war vom 
ſtädt.⸗del. Bezirksgerichte in Innsbruck am 27. April 1876, Z. 262, 
ausgegangen und hatte den Curat M. H., welcher „eine Druckſchrift, 
enthaltend eine Erklärung der conſervativen Majorität des Tiroler 
Landtages, abgegeben in der Sitzung v. 9. März d. J., an verſchiedene 
Kinder des dortigen Pfarrſprengels behufs Weiterverbreitung ohne be⸗ 
hördliche Genehmigung vertheilte“, der Uebertretung des $ 23 des P. 
G. ſchuldig erklärt. Das andere der beiden Urtheile war von dem 
Bezirksgerichte Kufſtein gefällt worden und betraf den Aushilfsprieſter 
K. H., welcher der Uebertretuug des $ 23 P. G. für ſchuldig erkannt 
wurde, weil „er, ohne die hiezu geſetzlich vorgeſchriebene Erlaubniß 
zu beſitzen, im Monate December 1875 in der Schule zu E. eine 
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ſtandes ſie von der Uebertretung des 8 23 P. G. freigeſprochen und 
die Freiſprechung damit begründet, daß der § 23 eine gewerbsmäßige 
Weiterverbreitung von Druckſchriften vorausſetze, eine ſolche aber in den 
vorliegenden Fällen nicht platzgegriffen habe.“ 


Der k. k. Caſſationshof erkannte (Plenarentſcheidung vom 14. Sep⸗ 
tember 1876, Z. 8593): „Es werde der von der k. k. Generalprocuratur 
im Sinne der S$ 33, 292 und 479 St. P. O. erhobenen Nichtig- 
keitsbeſchwerde zur Wahrung des Geſetzes ſtattgegeben und erkannt, das 
k. k. Landesgericht in Innsbruck habe durch ſein als Berufungsinſtanz 
in der Strafſache gegen M. H. wegen Uebertretung nach $ 23 des 
Preßgeſetzes unterm 30. Mai 1876, 3. 1978, gefälltes Urtheil das 
Geſetz verletzt. Gründe: „Das Erkenntniß des k. k. Landesgerichtes 
Innsbruck vom 30. Mai 1876, 3. 1978, mit welchem der Chorherr 
und Curat M. H. von der ihm angeſchuldeten Uebertretung des § 20 
des Preßgeſetzes vom 7. December 1862, Nr. 6 R. G. Bl., im 
Berufungswege freigeſprochen wurde, ſtützt ſich lediglich auf die Rechts⸗ 
anſchauung, daß zur Begründung der gedachten Uebertretung eine ge⸗ 
werbswäßige Weiterverbreitung von Druckſchriften erforderlich ſei. Der 
§ 23 des Preßgeſetzes verbietet jedoch allgemein das Hauſiren mit 
Druckſchriften, das Ausrufen, Vertheilen und Feilbieten derſelben 
außerhalb der hiezu ordnungsmäßig beſtimmten Localitäten und das 
Sammeln von Präuumeranten oder Subſcribenten durch behördlich nicht 
autoriſirte Perſonen; — ferner im zweiten Abſatze das Anſchlagen und 
Aushängen von Druckſchriften an öffentlichen Orten ohne behördliche Er⸗ 
laubniß, und es erſcheint als eine ganz willkürliche, dem Wortlaute 
und Geiſte des Geſetzes widerſprechende Juterpretation, wenn zum 
Begriffe dieſer Uebertretung auch der Umſtand gefordert wird, daß 
die Verbreitung gewerbsmäßig, d. h. als dauernde Erwerbsquelle be⸗ 
trieben wurde. Denn ſchon nach dem Wortlaute des Geſetzes, welches außer 
dem Hauſiren und Feilbieten, die allein den Begriff einer entgeltlichen Weiter⸗ 
verbreitung in ſich ſchließen, auch das Ausrufen und Vertheilen ver⸗ 
bietet, ergiebt ſich, daß letztere, nicht in der geſetzlich beſtimmten Art, 
d. h. nicht in den hiezu ordnungsmäßig beſtimmten Localitäten unter⸗ 
nommenen Acte auch dann ſtrafbar ſind, wenn der Thäter damit nicht 
die Abſicht eines Erwerbes verknüpft, und es würde der Zweck des 
Preßgeſetzes, nämlich die ſtaatliche Ueberwachung der Preßerzeugniſſe, 
überhaupt, völlig vereitelt werden, wenn die unentgeltliche ordnungs⸗ 
widrig vorgenommene Weiterverbreitung ſtraflos zu bleiben hätte. Es 
wurde ſohin durch das obeitirte Urtheil des Landesgerichtes Innsbruck 
als Berufungsinſtanz, welches auf einer vollſtändig irrigen Rechtsan⸗ 
ſicht beruht, das Geſetz offenbar verletzt, weßhalb der zur Wahrung 
desſelben von der k. k. Generalprocuratur ergriffenen Nichtigkeitsbe⸗ 
ſchwerde im Sinne des § 292 St. P. O. ſtattgegeben werden mußte.“ 


Nach dem Wortlaute und Sinne des § 22 des Preßgeſetzes 

dürfen auch ſolche periodiſche Druckſchriften, von welchen ein ſtraf⸗ 

gerichtliches, wegen des Inhaltes einer periodiſchen Druck⸗ 

ſchrift ergangenes Erkenntniß freiwillig ($ 22, 3. Abfatz) ver: 

öffentlicht wird, in dasſelbe Blatt oder Heft, in welchem der Ab⸗ 

druck erfolgt, weder Zuſätze noch Bemerkungen über den Inhalt 
der Veröffentlichung aufnehmen. 


Das Landesgericht in Innsbruck beſtätigte mit dem Erkenntniſſe 
vom 7. Jänner 1876, Z. 86, die Beſchlagnahme der Nr. 3 der in 
Innsbruck erſcheinenden Zeitung „Neue Tiroler Stimmen“; die Ver⸗ 
bffentlichung dieſes Erkenntniſſes erfolgte durch das hiezu beſtimmte 
Amtsblatt „Bote für Tirol und Vorarlberg“. Aber auch die „Neuen 
Tiroler Stimmen“ veröffentlichten, ohne dazu einen gerichtlichen Auf⸗ 
trag erhalten zu haben, dieſes Erkenntniß in ämtlicher Form in ihrer 
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Nr. 6 vom 10. Jänner 1876 und brachten auf der vierten Seite 
derſelben Nummer unter der Aufſchrift „Confiscationserkenntniß“ einen 
Artikel, welcher Bemerkungen über das auf der erſten Seite publicirte 
Erkenntniß des Landesgerichtes enthielt. Auf Anklage der Staats⸗ 
anwaltſchaft wurde der Redacteur der „neuen Tiroler Stimmen“ G. J. 
von dem k. k. ſtädt.⸗del. Bezirksgerichte Innsbruck der Uebertretung des 
§ 22 des Preßgeſetzes -ſchuldig erkannt und zu einer Geldſtrafe von 
60 fl. verurtheilt. Ueber die von G. J. ergriffene Berufung änderte 
das Landesgericht Junsbruck, als zweite Inſtanz, das Urtheil des 
Bezirksgerichtes ab und ſprach den Angeklagten von der erwähnten 
Uebertretung frei. Der Fall gelangte zur Kenntniß der k. k. General- 
procuratur und dieſe brachte darüber die Nichtigkeitsbeſchwerde zur 
Wahrung des Geſetzes ein. 


Der k. k. Caſſationshof erkannte (Plenar-Entſcheidung vom 
29. Mai 1876, 3. 4628): Es ſei in der gegen den Redacteur der 
„Neuen Tiroler Stimmen“ G. J. wegen Uebertretung des 8 22 des 
P. G. enhängig geweſenen Strafſache durch das Urtheil des k. k. 
Landesgerichtes zu Innsbruck als Berufungsinſtanz vom 16. Februar 
1876, 3. 497, das Geſetz verletzt worden. — Gründe: 


„Der Caſſationshof fand die von der Generalprocuratur im 
Sinne des § 292 der St P. O. erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde ge⸗ 
gründet. Denn die Vertheidigung des Angeklagten gipfelt in der Be⸗ 
hauptung, es ſei weder der zweite noch der dritte Abſatz des 8 22 
des Preßgeſetzes auf den vorliegenden Fall anwendbar; nicht der zweite, 
weil ein Auftrag des Gerichtes an die periodiſche Druckſchriſt „Neue 
Tiroler Stimmen“ zur Aufnahme des Erkenntniſſes vom 16. Februar 
1876 nicht ergangen, mithin dieſe Druckſchrift zur Aufnahme desſelben 
nicht verpflichtet war und nicht der dritte Abſatz, weil derſelbe 
vorausſetze, daß ein richterlicher Auftrag im Sinne des 2. Abſatzes 
des $ 20 an die zur Aufnahme verpflichtete periodiſche Druckſchrift 
ergangen und die Veröffentlichung auch von einer anderen hiezu nicht 
verpflichteten unternommen worden ſei, während der umgekehrte Fall 
vorliegt, nämlich ein Auftrag nicht ergangen, aber die durch das Er⸗ 
kenntniß betroffene Druckſchrift ſelbes ohne Auftrag veröffentlicht hat. 
Dieſe Vertheidigung kann jedoch nicht als ſtichhältig erkannt werden, 
weil ſich ſowohl aus dem Wortlaute als aus dem Geiſte der in Rede 
ſtehenden geſetzlichen Beſtimmung ergibt, daß bei Veröffentlichung von 
ſtrafgerichtlichen, wegen Inhaltes einer periodiſchen Druckſchrift ergan⸗ 
genen Erkenntniſſen durch die Preſſe in jenem Blatte oder Hefte, in 
welchem der Abdruck erfolgt, weder Zuſätze noch Bemerkungen über 
deren Inhalt aufgenommen werden dürfen, gleichviel, ob die Ver⸗ 
öffentlichung von jener periodiſchen Druckſchrift unternommen wurde, 
welche durch gerichtlichen Auftrag hiezu verhalten werden konnte, oder 
ob eine zur Aufnahme nicht verpflichtete periodiſche Druckſchrift das 
Erkenntniß in ihr Blatt aufzunehmen fand Die gegen die Anwend⸗ 
barkeit des 2. Abſatzes des S 22 erhobene Einwendung würde nur 
dann ſtichhältig ſein, wenn dieſer Abſatz lauten würde: „Periodiſche 
Druckſchriften, welche in Folge eines ergangenen gerichtlichen Auftrages 
eines der im $ 20 erwähnten Schriftſtücke in ihr Blatt aufzunehmen 
hatten, dürfen ꝛc.“. So lautet aber dieſer zweite Abſatz nicht, und es 
iſt aus dem Zuſammenhalte desſelben mit dem dritten unzweifelhaft 
zu erkennen, daß die Worte „periodiſche Druckſchriften, welche eine 
ämtliche Berichtigung oder eines der im § 20 erwähnten Schriftſtücke 
aufzunehmen verpflichtet find“, nur gewählt wurden, um die Druck— 
ſchriften zu bezeichnen, für welche im Sinne des $ 20 eine Ver- 
pflichtung zur Aufnahme des Schriftſtückes eintreten kann; es kann aber 
aus dieſen Worten nicht gefolgert werden, daß, wenn die Verpflichtung 
zwar eventuell vorhanden geweſen, die Veröffentlichung aber ohne er⸗ 
gangenen Auftrag erfolgt wäre, es der durch das Erkenntniß betroffenen 
Druckſchrift geſtattet ſei, Zuſätze oder Bemerkungen über den Inhalt 
der Veröffentlichung in demſelben Blatte aufzunehmen, in welchem ſie, 
wenngleich ohne Auftrag erfolgt, während dies einer Druckſchrift, welche 
zur Veröffentlichung gar nicht hätte verpflichtet werden können, im Falle 
des Abdruckes der durch richterlichen Auftrag verfügten Veröffentlichung 
unterſagt wäre. Es beruht daher das Urtheil, welches das k. k. Landes⸗ 
gericht Innsbruck als Berufsinſtanz gefällt hat, auf unrichtiger An⸗ 
wendung des Geſetzes und entſprach die Einbringung der Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde der Anordnung des § 33 der St. P. O. Der Ausſpruch, 
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womit derſelben ſtattgegeben wird, iſt jedoch im vorliegenden Falle 
ohne Wirkung auf den Angeklagten, da die Vorausſetzung des Schluß⸗ 
ſatzes des § 292 nicht zutrifft.“ 


Notiz. 


(Verfahren in jagdpolizeilichen Angelegenheiten) In der 
von Dr. Ernſt Baron Exterde herausgegebenen Sammlung der wichtigeren 
öſterr. Geſetze, Verordnungen und Erläſſe im Jagdweſen und Vogelſchutz (Wien 
Gerold 1877) finden wir nachfolgende treffende Skizze bezüglich der Zuſtändig⸗ 
keit und des Verfahrens in jagdpolizeilichen Angelegenheiten: 

Die Handhabung der jagdpofizeilichen Vorſchriften, die Erhebung und 
inſtanzmäßige Entſcheidung aller Wildſchaden⸗Erſatzanſprüche, die Bewilligung 
von Waſſenpäſſen und Jagdkarten reſſortiren von der Bezirkshauptmannſchaft 
(politifche Bezirksbehörde). Die zweite Inſtanz bilden die Landesſtellen. 

Recurſe gegen ſchuldigſprechende Erkenntniſſe der Bezirksbehörden in Jagd⸗ 
übertretungsfällen ſind vom Verurtheilten binnen 14 Tagen nach Verkündigung 
des Urtheils anzumelden. War der Beſchuldigte bei der Verkündigung des Urtheilg 
nicht anweſend, fo iſt der Recurs binnen 14 Tagen, nachdem er von demſelben ver⸗ 
ſtändigt wurde, anzumelden. — Telegraphiſche Reeursanmeldungen find anzunehmen, 
wenn ſie auch keine näheren Ausführungen des Recurſes enthalten. (Oberſtgerichtl. 
Entſcheidung v. 26. April 1876, Z. 4983.) Zum Nachtheile des Beſchuldigten 
kann der Recurs nur vom Beſchädigten (Privatbetheiligten) und zwar nur wegen 
ſeiner privatrechtlichen Anſprüche ergriffen werden. Dem Beſchädigten (Privatbe⸗ 
theiligten) ſteht der Recurs gegen ein den Beſchuldigten von einer von Amtswegen 
zu verfolgenden Uebertretung freiſprechendes Erkeuntniß nicht zu. Gegen zwei in 
beiden Inſtanzen gleichlautende Strafurtheile iſt ein weiterer Recurs nicht ſtatt⸗ 
haft. Es ſind ſelbſt Recurſe, welche gegen in zweiter Inſtanz gefällte Urtheile, 
gerichtet ſind, wenn dieſe Urtheile in der Schuldfrage nur beſtätigend waren, 
unſtatthaft, mochten ſie auch im Strafausmaß mildern. (Entſch. des Miniſteriums 
des Innern v. 28. Auguſt 1867, Z. 14.446.) Die letzte Inſtanz in Jagdüber⸗ 
tretungsfällen bildet das Miniſterium des Innern. 

Gegen eine civiladminiſtrativrechtliche Verfügung oder Entſcheidung in 
Jagdangelegenheiten hat der Gekränkte, wenn es ſich um eine Emanation der 
politiſchen Bezirksbehörde (erſte Inſtanz) handelt, binnen 14 Tagen, wenn um 
eine ſolche der Landesſtelle (zweite Inſtanz), binnen 4 Wochen den Recurs einzu⸗ 
bringen. Die Erſtreckung einer Recursfriſt gegen Emanationen erſter Inſtanz 
gewährt die Landesſtelle, gegen ſolche zweiter Inſtauz das Ackerbauminiſterinm. 


Perſoualien. 


Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Theodor v. Kronenfels 
zum Statthaltereirathe in Wien ernannt. e 

Seine Majeſtät haben den dem Minifterium des Aeußern zeitweilig zuge⸗ 
theilt geweſenen a. o. Geſandten Rudolf Grafen Mülinen zum k. u. k a. o. 
Geſandten am kgl. niederländiſchen Hofe ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Güterdirector der Thereſianiſchen Akademie 
Anton Hofmann den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Generalconſul in Beirut Julius Zwiedinek 
Ritter v. Südenhorſt zum k. u. k. dipl. Agenten und Generalconſul in Bu⸗ 
kureſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Vorſtande des Rechnungsdepartements des 
Reichsfinanzminiſteriums Oberfinanzrathe Joſef Ritter Holzer v. Peinthemar 
anläßlich deſſen Penſionirung die A. h. Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterialſeeretär Anton Kenner zum Vor⸗ 
ſtande des Rechnungsdepartements des Reichsfinanzminiſteriums mit dem Titel 
und Charakter eines Sectionsrathes und den Miniſterialconcipiſten Alexander 
v. Mikſo zum wirklichen Miniſterialſecretär ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe im Reichsfinanzminiſterrium 
Ferdinand Fauſek das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Statthalterei⸗Secretär Emanuel Bu di⸗ 
ſavljevie Edlen von Predor zum Bezirkshauptmann in Dalmatien ernannt. 

Der Reichsfinanzminiſter hat die im k. u. k. Reichsfinanzminiſterium er⸗ 
ledigte Miniſterialconeipiſtenſtelle dem Rechnungsofficial Johann Koch verliehen. 


Erledigungen. 


Caſſecontrolorsſtelle bei dem k. k. Hauptpunzirungsamt in Wien in der 
neunten Rangsclaſſe gegen Caution bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 16.) 

Bezirkshauptmannſtelle im Status der k. k. Bezirkshauptmänner in 
Böhmen, bis 8. Februar incl. (Amtsbl. Nr. 25.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


